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Dringliche Anfrage 

Fraktion der SPD Hannover, den 11.02.2010 

Der Fall Schlecker - Was unternimmt die Landesregierung gegen den Missbrauch der Zeitar-
beit? 

Das Geschäftsgebaren der Firma Schlecker stößt parteiübergreifend auf Kritik und wird zum Anlass 
genommen, das Rechtsinstitut der Zeitarbeit in seiner gegenwärtigen Ausgestaltung zu überprüfen. 

Die Firma Schlecker ist die größte Drogeriekette Europas. Mehr als 30 000 Beschäftigte arbeiten 
für dieses Unternehmen. Schlecker ist Medienberichten zufolge schon seit Langem durch eine ag-
gressive Preispolitik und einen rüden Umgang mit den Beschäftigten aufgefallen. Bereits 1998 ist 
das Eigentümerehepaar Schlecker wegen Betruges zu einer Geldstrafe von 2 Millionen DM verur-
teilt worden, weil sie Hunderten Beschäftigten den Eindruck vermittelte, sie tariflich zu entlohnen, 
obwohl sie tatsächlich aber unter Tarif bezahlt wurden. 

In den letzten Jahren hat das Unternehmen begonnen, seine Stammbelegschaft systematisch 
durch Leiharbeitnehmer zu ersetzen. Folgendes Vorgehen ist dabei zu beobachten: 

Die bisherigen AS-Filialen werden geschlossen, um - häufig in unmittelbarer Nachbarschaft - neue, 
größere XL-Märkte zu eröffnen. Diese werden von einer anderen Gesellschaft innerhalb der Schle-
cker-Gruppe geführt. Die bisherigen Mitarbeiter werden betriebsbedingt gekündigt, ein Betriebs-
übergang gemäß § 613 a BGB liegt formal nicht vor. Nun werden die bisherigen Beschäftigten für 
die neue Schlecker-XL-Filiale angeworben. Die Beschäftigten werden jedoch nicht bei Schlecker di-
rekt angestellt, sondern bei der Zeitarbeitsfirma Meniar in Zwickau. Der Geschäftsführer der Zeitar-
beitsfirma ist ein langjähriger Personalmanager der Firma Schlecker. Die ehemaligen Schleckerbe-
schäftigten verrichten in den neuen Schlecker-XL-Märkten dieselbe Arbeit, ihr Stundenlohn beträgt 
aber statt 12,70 Euro nur noch 6,78 Euro. Außerdem gibt es weniger Urlaubsanspruch und weder 
Weihnachts- noch Urlaubsgeld. 

Die extrem verschlechterten Arbeitsbedingungen sind darauf zurückzuführen, dass für die Beschäf-
tigten nun nicht mehr der Tarifvertrag des Einzelhandels gilt, sondern ein Tarifvertrag für das Zeit-
arbeitsgewerbe. Die Zeitarbeitsfirma Meniar wendet einen mit der Tarifgemeinschaft Christlicher 
Gewerkschaften für Zeitarbeit- und Personalserviceagenturen (CGZP) geschlossenen Haustarifver-
trag an. Es ist aber fraglich, ob diese Vereinigung tariffähig ist. Nachdem das Landesarbeitsgericht 
Berlin die Tariffähigkeit dieser Vereinigung bereits verneint hat, wird nun das Bundesarbeitsgericht 
(BAG) abschließend zu entscheiden haben, ob diese sogenannte Gewerkschaft Tariffähigkeit be-
sitzt. Sollte das BAG dies verneinen, wäre der Tarifvertrag mit der Folge nichtig, dass den Beschäf-
tigten das Tarifentgelt des Entleihunternehmens - hier also des Einzelhandels - zustünde, und zwar 
auch rückwirkend. 

Zahlreiche Politiker aus allen im Bundestag vertretenen Parteien haben den Fall Schlecker kritisiert 
und ihn zum Anlass genommen, eine Überprüfung der Rechtsgrundlagen vorzunehmen. So sagte 
die Bundesarbeitsministerin Ursula von der Leyen: „Mein Ministerium wird die Vorgänge bei Schle-
cker sehr genau prüfen.“ Schlupflöcher müssten geschlossen werden. Der Arbeitsminister des 
Landes Nordrhein-Westfalen, Karl-Josef Laumann, warf Schlecker systematische Tarifflucht vor, 
„die das soziale Gefüge in Schieflage bringt“. 
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In der Unterrichtung „Zeitarbeit heute - Beschäftigungspolitische Wirkung sichern und möglichen 
Fehlentwicklungen entgegenwirken“ - Drs. 16/2047 - vom 21. Dezember 2009, bewertete die Lan-
desregierung mögliche Fehlentwicklungen bei der Zeitarbeit wie folgt: 

„Dass das Instrument Zeitarbeit auf der anderen Seite von Unternehmen in Einzelfällen in einer den 
Gesetzeszwecken bzw. den Absichten des Gesetzgebers zuwiderlaufenden Art und Weise miss-
braucht wird, ist ernstlich nicht zu bezweifeln. Die Landesregierung hat aber keine allgemeingültig 
belastbaren empirischen Hinweise darauf, dass dies über Einzelfälle hinausgehend, flächende-
ckend oder systematisch geschieht. 

So zeigt beispielsweise eine im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung 2007 und damit in Hochzeiten 
der Zeitarbeit von den Wissenschaftlern Bellmann und Kühl des Instituts für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung erstellte Studie, dass es ‚bislang keinen weit verbreiteten Trend gibt, vollzeitbeschäf-
tigte Stammarbeitnehmer durch Leiharbeiter zu ersetzen’, (so: Böcklerimpuls 20/2007). 

Nach dieser Studie setzen nämlich nur 3 % aller Betriebe in Deutschland Zeitarbeitnehmerinnen 
und Zeitarbeitnehmer ein. Von diesen Entleihunternehmen zählen wiederum nur 10 % zu den so-
genannten Intensivnutzern mit mehr als 20-prozentigem Anteil an Zeitarbeitskräften. Daraus folgt, 
dass nach der Studie insgesamt nur 0,3 % aller deutschen Unternehmen und Betriebe das Instru-
ment Zeitarbeit intensiv nutzen. 

Gegen die Annahme einer systematischen Verdrängung von Stammbelegschaften durch Zeitar-
beitnehmerinnen und Zeitarbeitnehmer spricht unabhängig davon nach Auffassung der Landesre-
gierung aber auch der Umstand, dass im August 2009 nur ca. 1,3 % aller Erwerbstätigen in 
Deutschland Zeitarbeitnehmerinnen und Zeitarbeitnehmer waren. 

Eine Verdrängung der Stammbelegschaften erscheint damit schon rein zahlenmäßig ausgeschlos-
sen zu sein. … 

Ein Tätigwerden des Bundesgesetzgebers im Bereich des AÜG kann damit zumindest auf der 
Grundlage der gegenwärtig verfügbaren Informationen nach Auffassung der Landesregierung nicht 
hinreichend begründet gefordert werden.“ 

Am 9. Februar 2010 hat nun das Bundesverfassungsgericht die gegenwärtige Regelung der soge-
nannten Hartz-IV-Regelsätze für verfassungswidrig erklärt. Es ist davon auszugehen, dass Lang-
zeitarbeitslose, insbesondere mit Familie, künftig höhere Leistungen erhalten werden. Damit kommt 
nun ein weiterer Problemkreis hinzu: Es ist nämlich mehr als fraglich, ob das Lohnabstandsgebot 
zwischen Leistungsbeziehern und schlecht bezahlten Arbeitnehmern, wie z. B. in den Schle-
cker-XL-Märkten zukünftig noch gewahrt ist. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Wie beurteilt die Landesregierung die arbeitsrechtliche Situation in den Schlecker-AS- und 
-XL-Filialen? 

2. Ist die Landesregierung weiterhin der Auffassung, dass es sich bei Vorkommnissen wie bei 
der Firma Schlecker um Einzelfälle handelt, oder zieht sie Konsequenzen in Form eines drin-
genden Handlungsbedarfes insbesondere für die Überarbeitung des Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetzes, aber auch für die Reglung über den Betriebsübergang gemäß § 613 a BGB? 

3. Welche Konsequenzen zieht die Landesregierung aus den Vorgängen bei der Firma Schle-
cker bei der Frage eines gesetzlichen Mindestlohnes auch unter Berücksichtigung des Lohn-
abstandsgebots und möglicher gesetzlicher Regelungen über die Tariffähigkeit von Kleinst-
gewerkschaften? 

 

Wolfgang Jüttner 
Fraktionsvorsitzender 
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